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Classepolitique
Diana Gutjahr, Glückspilz, lebt
konsequent. Die SVP-National-
rätin, die sich als entschiedene
Kämpferin gegen den Vater-
schaftsurlaub einen Namen
gemacht hat, gegenüber
«Watson»: «Mein Mann hat
seinen Vaterschaftsurlaub nicht
bezogen. Zum Glück.» Über-
haupt sei sie froh gewesen, tags-
über allein zu sein: «Er hätte ja
doch nicht helfen können.» Und
eine realistische Einschätzung
der Fähigkeiten des Gegenübers
erleichtert das Zusammenleben
bekanntlich massiv.

Ueli Schmezer, Verbots-Vor-
bote, drängt für die Berner SP in
den Nationalrat. Der ehemalige
«Kassensturz»-Moderator hat
längst erkannt, dass er nicht den

politischen Gegner überzeugen
muss, sondern die Parteigenos-
sen. «Ich finde Vorschriften und
Verbote gut!», verkündet er
folgerichtig auf dem Portal
«Nau». Ob strengere Vorschrif-
ten für überzuckerte Süss-
getränke oder Verbot von Ver-
brennungsmotoren: Schmezer
nimmt schon mal vorweg, wo er
ansetzen will. Da weiss man, was
einem droht.
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Recherchen zeigen: Die
Panzer der Ruag stehen in
Nordostitalien. Sicherheits-
politiker diskutieren über
ihreVerschrottung.
GeorgHumbel, Forrest
Rogers

Jetzt ist klar, wo die Leopard-
Panzer der Ruag lagern: Die «NZZ
am Sonntag» hat die 96 Kriegs-
maschinen des bundeseigenen
Rüstungsbetriebs auf einem Fir-
mengelände im nordostitalieni-
schen Villesse entdeckt. Dort ste-
hen sie notdürftig mit Planen ab-
gedeckt auf dem Firmengelände
der Goriziane SpAGroup. Gemäss
einem Promotionsvideo könnte
das Industrieunternehmen sol-
che Panzer in nur 45 Tagen ein-
satzfähigmachen.

Doch dazu wird es nicht kom-
men. Der Bundesrat hat den Ver-
kauf an die Ukraine verboten. Die
Ruag-Chefin Brigitte Beck hat
unter anderem deshalb ihren Job
verloren. Nun stellt sich die Fra-
ge, was mit den Panzern passie-
ren soll. Sogar deren Verschrot-
tungwird diskutiert.

Das Thema beschäftigt die na-
tionale Politik. SVP-Nationalrat
Mauro Tuena ist Präsident der
nationalrätlichen Sicherheits-
kommission (SIK). Er sagt: «Ich
denke, dass es schwerwird, diese
Panzer noch zu verkaufen.»
Tuena betont, dass es sich um
sehr altes Kriegsgerät handle.
«Ausser der Ukraine dürfte es
kaum Interessenten geben, und
eine Lieferung dorthin ist nach
demBundesratsentscheid defini-
tiv vom Tisch.» Wie die Ruag be-
stätigt, hat sonst tatsächlich nie-
mand Interesse angemeldet.

Der FDP-Sicherheitspolitiker
Josef Dittli sieht den bundeseige-
nenBetrieb in der Pflicht. «Ich er-
warte von der Ruag, dass sie diese
Panzer unter Einhaltung des
Kriegsmaterialgesetzes wenigs-
tens kostenneutral verwerten
kann», so der Ständerat. Für Dittli
ist auch die Entsorgung kein Ta-
bu: «Wenn es von allen schlech-

Die96Leopard-Panzer
lagern imDorfVillesse

ten Varianten noch die beste ist,
dann muss man auch die Ver-
schrottung prüfen.» SIK-Präsi-
dent Tuena betont, die Einlage-
rung koste Geld: «Wenn sie wirk-
lich niemand will, muss man sie
im schlimmsten Fall entsorgen,
sprich verschrotten.»

Aus ganz anderen Gründen ist
auch die Grüne Marionna Schlat-
ter offen für eine Entsorgung:
«Die Verschrottungwäre ausmei-
ner Sicht die konsequenteste
Lösung», so die rüstungskritische
Nationalrätin. Sie wünscht sich,
dass die Schweiz nicht noch Ge-
schäfte betreibe mit alten Pan-
zern und die Verbreitung von
Kriegsmaterial fördere.

Für die Schweiz bleiben die
Panzer ein Reputationsrisiko. Auf
dem Schlachtfeld ist die Offensi-
ve der Ukrainer ins Stocken gera-
ten. Der Konflikt wird immer
mehr zu einemAbnützungskrieg,
und der Bedarf der Ukrainer
wächst. Jederzeit könnten neue
Anfragen oder Druckversuche
kommen, die Panzer doch noch
freizugeben. «Die Schweiz steht
international einmal mehr sehr
schlecht da», sagt die SP-Sicher-
heitspolitikerin Franziska Roth.
Die Kriegsgeräte zu verschrotten,
wäre für sie ein aussenpolitisches
Desaster. «Wennwirwährend des
Ukraine-Krieges Panzer entsor-
gen,machenwir uns unmöglich.»

Der Mitte-Politiker Alois Gmür
sagt es noch direkter: «Verschrot-
ten wäre der blanke Wahnsinn.»
Er wünscht sich, dass die Panzer
doch noch an die Ukraine gelie-
fert werden können. «Wir dürfen
diese Panzer nicht in Italien ver-
rosten lassen. Das wäre eine
Schande für unser Land.»

Doch genau darauf könnte es
herauslaufen. Gemäss Recher-
chen istman sichRuag-intern be-
wusst, dass eine Verschrottungs-
aktion Unverständnis auslösen
könnte. Wie die Bilder aus Villes-
se zeigen, sind die Panzer nur
notdürftig vor der Witterung ge-
schützt. Die Versuchung ist gross,
sie in Italien stehen undden Zahn
der Zeit nagen zu lassen.

EPHRAIM BIERI FÜR NZZ AM SONNTAG

«Innert weniger Stundenwar alles zerstört»: Die FamilieMoghaddam-Firouzi in ihrer altenWohnung in Seedorf (BE). (20. 7. 23)

LadinaTriaca

Für einmal sprintet der kleine
Junge nicht durch die Wohnung,
sondern bremst abrupt ab und
geht vor zwei Schälchen in die
Hocke. «Das isch dsWasser», sagt
er auf Berndeutsch und zeigt auf
das eine Schälchen. «Und das si
Chatze-Spaghetti», den Finger
schon auf dem braunen Katzen-
futter. Und wo ist die Katze? «Die
versteckt sech im Zimmer.»

Die Katze ist die Einzige, die in
dieser Wohnung im bernischen
Seedorf bleiben konnte. Der
kleine Parsa, 3, seine Schwester
Parnak, 6, Mutter Ronak Firouzi
und Vater Parviz Moghaddam
sind nur ausnahmsweise hier. Sie
mussten die Vier-Zimmer-Woh-
nung vor zehn Tagen verlassen.
Dass die Eheleute vor Jahren in
Iran verhaftetwordenwaren –wie
sie sagen – und sich als konver-
tierte, aktive Christen vor einer
Rückkehr fürchten, reicht denBe-
hörden nicht. Ihr Asylgesuch
wurde definitiv abgelehnt.

Ungefähr 250 Iranerinnen und
Iraner lebenwie die FamilieMog-
haddam-Firouzi in der Schweiz,
obwohl sie das Land verlassen
müssten. Rund900befinden sich
im Asylverfahrensprozess. Seit
demAusbruch der Proteste in der
Islamischen Republik im vergan-
genen Herbst stellt sich für die
Schweiz die Frage: Wie soll sie
mit diesenMenschen umgehen?

Haare ab – und sonst?
Politisch ist die Solidarität gross.
An Protesten in Zürich, Basel und
Bernwurde zuletztmantramässig
der Spruchder iranischenProtest-
bewegung «Frau, Leben, Freiheit»
skandiert. Vor dem Bundeshaus
schnitten sich Parlamentarierin-
nen Haarbüschel ab, um ihre
Unterstützung zudemonstrieren.
Und der Nationalrat verurteilte
die «exzessive Gewalt» der Regie-
rung und die Hinrichtung von
Demonstranten «aufs Schärfste».

Doch den iranischen Flüchtlin-
gennützt diese Solidarität imUm-

DieKatzekannbleiben,
dieFamiliemussgehen

gangmit den Schweizer Behörden
wenig. Einerseits ist die Schutz-
quote von Iranern – also derAnteil
jener, die hier Asyl erhalten oder
vorläufig aufgenommenwerden –
tiefer als jene von anderenFlücht-
lingen. Während acht von zehn
Afghanen und Eritreern zumin-
dest vorläufig in der Schweiz blei-
ben können, sind es bei den Ira-
nern nur knapp vier von zehn.

Andererseits fühlen sich viele
iranische Flüchtlinge unfair be-
handelt. Zum Beispiel die 41-jäh-
rige Fatemeh Nafary. Sie floh vor
vier Jahren aus Iran in die
Schweiz, weil sie, wie sie sagt,
mehrmals von der Moralpolizei
verhaftet worden sei. Im Kanton
Bern würde sie gerne bei Privat-
personen wohnen. Die Behörden
erlauben dies abgewiesenenAsyl-
bewerberinnen wie ihr jedoch
nur, wenn sie sich auf der Bot-
schaft ihresHerkunftslandes gül-
tige Papiere beschaffen. Für die
Frau: unvorstellbar.

«Die Botschaft ist Teil des ter-
roristischen Regimes», sagt sie
am Telefon auf Englisch. «Sobald
ich einen Fuss in das Gebäude
setze, können sie mich verhaften
und zurück nach Iran schicken.»
Die Berner Behörden hingegen
verweisen auf die gesetzlich ver-
ankerte Mitwirkungspflicht. Und
sie argumentieren: Wenn die
Bundesbehörden der Auffassung
seien, die Ausreise in ein Land sei
zumutbar, so sei es auch die Be-
schaffung von Reisepapieren bei
der diplomatischen Vertretung.
Mullah-Regime hin oder her.

Im Clinch mit den Berner Be-
hörden steht auch die Familie
Moghaddam-Firouzi. Dreieinhalb
Jahre wohnte sie in Seedorf. Die
Kinder besuchten hier die Kita

unddenKindergarten, dieMutter
arbeitete ehrenamtlich in einem
Dorfladen, der Vater half im
Pflegeheim.

An diesem Sommertag im Juli
ist ihreWohnung immer noch voll
mit Kinderspielzeug, an den
Wänden hängen Familienfotos
und Zeichnungen. «Wir hatten
nur wenige Stunden Zeit, um
unsere Sachen zu packen», sagt
Mutter Ronak Firouzi. «Wir haben
uns in der Schweiz so viel Mühe
gegeben, und innert weniger
Stundenwar alles zerstört.»

Die Gemeinde Seedorf wollte
der Familie dieWohnungmindes-
tens bis Ende Jahr zur Verfügung
stellen. Doch der Kanton Bern
lehntedasGesuchumPrivatunter-
bringung ab. Das Argument: Nur
Privatpersonen können abgewie-
sene Asylsuchende bei sich auf-
nehmen, nicht aber Gemeinden.

Die Kirche reklamiert
Nun lebtVater ParvizMoghaddam
mit den beiden Kindern in einem
50 Kilometer entfernten Rück-
kehrzentrum in Aarwangen. Die
Mutter hatte kurz vor demUmzug
einen Zusammenbruch und
musste in eine Psychiatrie verlegt
werden. Der Vater zeigt auf dem
Handy einVideo der neuenUnter-
kunft: Zu sehen ist ein kahles Zim-
mer, zweiKajütenbetten, einTisch
und ein Kühlschrank. «Die Kinder
sind sehr unglücklich», sagt er auf
Persisch, ein Freund neben ihm
übersetzt. «MeineTochter fragt ab
und zu: Wann gehen wir wieder
nachHause?»

Sowohl die Familie Moghad-
dam-Firouzi als auch Fatemeh
Nafary werden von kirchlich
engagierten Freiwilligen beglei-
tet. Meistens hält sich die refor-
mierte Kirche imKantonBernmit
öffentlicher Kritik zurück. Nun
aber sagt Kirchenleitungsmitglied
Ueli Burkhalter: «Wir erwarten,
dass die Behörden ihre Aufgabe
mit Augenmass,WahrungderVer-
hältnismässigkeit und Mensch-
lichkeit ausführen,waswir in bei-
den Fällen vermissen.»

Ob die Familie und die Frau je-
mals nach Iran zurückkehren
werden, ist jedoch höchst frag-
lich. Gemäss dem Bund wurden
seit 2019 bloss fünf Personen
gegen ihrenWillen nach Iran zu-
rückgeführt. Ein Grund: Das
Regime stellt nur jenen Personen
Ersatzreisedokumente aus, die
freiwillig in das Land zurückkeh-
renwollen.

«Es braucht eine politische
Lösung für die Iranerinnen und
Iraner», sagt die Grünen-Natio-
nalrätinNatalie Imboden. Siewill
im Herbst im Parlament einen
Vorstoss einreichen, um Flücht-
linge aus Iran – ähnlich wie jene
ausAfghanistan – generell vorläu-
fig aufzunehmen. «DieMenschen
werden in absehbarer Zeit nicht
nach Iran zurückkehren können»,
sagt sie. «Wir haben deshalb alles
Interesse daran, dass sie sich bei
uns integrieren können.»

Die Forderung der grünen Poli-
tikerin stösst auch bei Mitte-
Nationalrätin Marianne Binder
auf Sympathie. «In Iran gesche-
hen schwerste Menschenrechts-
verletzungen. Die Menschen da-
hin zurückzuschicken, ist unzu-
mutbar.» Sie sei für eine «gross-
zügige Lösung», die es Iranerin-
nen und Iranern erlaube, hier zu
arbeiten und zu studieren.

Kritischer ist FDP-Ständerat
Damian Müller. Er sagt: «Abge-
wiesene Asylsuchende müssen
die Schweiz verlassen, weigern
sich aber, dies zu tun. Ich glaube
nicht, dass wir dieses Verhalten
mit einer vorläufigen Aufnahme
belohnen sollten.» EineGenerali-
sierung der vorläufigen Auf-
nahme für Iraner würde zudem
einen Pull-Effekt in Richtung
Schweiz erzeugen.

Eindeutig positioniert sich der
Bund. Das Staatssekretariat für
Migration schreibt, in Iran herr-
sche derzeit «keine Situation von
Krieg, Bürgerkrieg oder allgemei-
ner Gewalt». Eine grundsätzliche
vorläufige Aufnahme von Irane-
rinnen und Iranern sei gegenwär-
tig nicht gerechtfertigt.

AufderStrasse erfahren IranerinnenSolidarität, indenSchweizer
Amtsstubenspüren siedavonwenig. Politikerinnenwollendasändern

«Sobald ich einen
Fuss indas
Gebäude setze,
können siemich
verhaften.»
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Stehen im Regen: Die Leopard-Panzer der Ruag. (Villesse, 23. 6. 23)


